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Einleitung 

Auf die Privatautonomie, sprich die Befugnis der Privatrechtssubjekte, 
selbst eine Regelung ihrer Lebensverhältnisse zu treffen, wird auch im 
Rechtsanwendungsrecht zurückgegriffen. Die allgemein unter dem 
Stichwort "Partei autonomie" abgehandelte! Möglichkeit, zwischen mehre-
ren Rechtsordnungen diejenige auszuwählen, die das eigene Rechtsverhält-
nis zu regeln hat, ist im Bereich des Internationalen Vertragsrecht nicht mehr 
wegzudenken. Von diesem mittlerweile angestammten Terrain aus scheint 
die Parteiautonomie sich aufzumachen, auch die anderen Gebiete des Inter-
nationalen Privatrechts zu erfassen. In Deutschland hat sie seit dem Inkraft-
treten des Gesetzes zur Neuregulierung des Internationalen Privatrechts am 
l. 9 .1986 Einzug in das Internationale Familien2- und Erbrecht3 gehalten. 
Andererseits ist die Stellung der Parteiautonomie im Internationalen Ver-
tragsrecht nicht mehr unangefochten. Den Vertragspartnern die Bestimmung 
des auf ihre Ansprüche anzuwendenden Rechts zu überlassen, ist für eine 
Vielzahl von Vertragstypen zweifelhaft geworden4 • 

Von Bar, Christian, Rz. 539 ff.; Neuhaus: Grundbegriffe, S. 251 ff., RaapelSturm, 
S. 104. Es mag überraschen, daß hier die Begriffe Privatautonomie und Parteiautonomie 
miteinander vermengt werden. Allgemein geht man doch davon aus, daß beide auf 
verschiedenen Ebenen liegen. Privatautonomie soll Vertragsfreiheit auf dem Gebiet des 
internen Rechts eines Staates, Parteiautonomie dagegen Verweisungsfreiheit im Bereich 
des IPR bedeuten (Staudinger/Firsching, Vor Art. 12 Rz. 312). Die mit der Parteiautono-
mie verbundene Möglichkeit, sich über zwingendes Recht eines Staates hinwegzusetzen, 
hat aber zwangsläufig die Erweiterung der inhaltlichen Gestaltungsbefugnisse der Rechts-
wählenden im internationalen Bereich zur Folge. Eine apriorische Differenzierung zwi-
schen Privatautonomie und Parteiautonomie ist daher nicht angezeigt, was durch die 
Tatsache unterstrichen wird,. daß die französische Rechtsordnung diese Unterscheidung 
nicht kennt und die in nationalen und internationalen Fällen gewährte Freiheit mit den 
Worten "autonomie de la volonte" umschreibt (Staudinger/Firsching, a.a.O.). Die Dif-
ferenzierung Privatautonomie - Parteiautonomie hat daher eher einen Beleuchtungsef-
fekt, in dem sie die erweiterte Autonomie im internationalen Bereich mit der dort 
auftretenden Konkurrenz mehrerer Gesetzgebungen in Verbindung bringt (vgl. Neumay-
er, Rev.Crit. 1957,S. 579, 604 f.). 

2 Siehe Art. 14 Abs. 2 und Abs. 3 sowie Art. 15 Abs. 2 EGBGB in der seit dem 
1.9.1986 geltenden Fassung. Eine nach Art. 14 Abs. 2 bzw. Abs. 3 EGBGB erfolgte Wahl 
des für die allgemeinen Ehewirkungen maßgeblichen Status beeinflußt sowohl gern. Art. 
17 Abs. 1 EGBGB das Scheidungs statut als auch, vorbehaltlich einer nach Art. 15 Abs. 
2 EGBGB erfolgten Rechtswahl, gern. Art. 15 Abs. 1 EGBGB das Güterrechtsstatut. 

3 Siehe Art. 25 Abs. 2 EGBGB in der seit dem 1.9.1986 geltenden Fassung. 
4 Zur Rechtswahlbefugnis in Arbeits- und Mietverträgen sowie Verträgen mit Ver-

brauchern, bei denen im materiellen Recht die Vertragsfreiheit zum Schutze der schwä-
cheren Partei durch zahlreiche Vorschriften eingeschränkt worden ist, siehe unter 1. Teil, 
2. Abschnitt, A I 2.4, sowie 2. Teil, 1. Abschnitt, A I 4. und 11 4. 

2 * 
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Sind Umfang und Grenzen der Parteiautonomie somit ins S(:hwimmen 
geraten, schwebt zudem der Gedanke von der Parteiautonomie als "basic 
rule" in der Luft5 , besteht Anlaß, der Frage nachzugehen, ob sich nicht mit 
Hilfe sachlogischer Erwägungen Prinzipien entwickeln lassen, die die theo-
retische Erfassung der Parteiautonomie erleichtern und einer Diskussion um 
die Stellung parteiautonomen Handeins innerhalb eines Kollisionsrechts zu 
Konturen verhelfen. Auch die IPR-Reform in Deutschland hat das Interesse 
an dieser Frage nicht verstummen lassen. Die zahlreichen Aufsätze, die sich 
mit der Partei autonomie nach der Reform beschäftigen6, belegen das weiter-
hin bestehende Bedürfnis an ihrer Klärung. 

Die Entwicklung von Prinzipien hat nicht aus einer isolierten Betrachtung 
der Rechtswahl zu erfolgen. Es gilt einen perspektivischen Ansatz zu entwik-
keIn, der weniger die mit der Rechtswahl verbundene Selbstbestimmung von 
den sonstigen Anknüpfungsmechanismen des IPR abgrenzt, wie es durch die 
Charakterisierung der Rechtswahl als subjektiven Anknüpfungsfaktor im 
Gegensatz zu den sonstigen objektiven Anknüpfungspunkten erfolgt. Viel-
mehr muß der Ansatz die Selbstbestimmung als einen integrierten Bestand-
teil eines einheitlichen Kollisionsrechtsgefüges erscheinen lassen. Die Stel-
lung der Parteiautonomie soll aus einem Ganzen heraus, hier dem IPR als der 
Materie, die sich mit der räumlichen Kollision von Rechtsordnungen be-
schäftigt, beschrieben werden. 

Diese integrative Betrachtung der Parteiautonomie wird sich auf drei 
Ebenen vollziehen: 

Eine integrative Betrachtung der Rechtswahlbefugnis bedarf einer Be-
schreibung der Prämissen, die das Kollisionsrecht an die Zulässigkeit auto-
nomen HandeIns stellt. Ausgehend von den hierbei gewonnenen Erkenntnis-
sen soll im ersten Teil der Arbeit im Diskurs mit den dogmatischen Model-
len der Literatur die Stellung der Parteiautonomie im Internationalen Ver-
trags- und Deliktsrecht sowie im Internationalen Sachenrecht entwickelt 
werden. 

5 Daß sich die Parteiautonomie über längere Sicht zu einer "basic rule" des Kolli-
sionsrechts entwickelt, hält Kühne für durchaus vorstellbar (IPrax 1987, 69 sowie JZ 
1973,403,407). Zurückhaltend beurteilt Christian v. Bar die Rolle der Parteiautonomie 
(Rz. 541), während Kegel ihr nur die Funktion eines Notbehelfs zubilligen will (IPR § 21 
12, S. 651). 

6 Zur Rechtswahl im vertraglichen Bereich und Anknüpfung des Vertrags statuts: San-
drock, RIW 1986,841 ff.; Werner Lorenz, IPrax 1987,269 ff.; Egon Lorenz, RIW 1987, 
569 ff.; Däubler, RIW 1987, 249 ff. (im Arbeitsrecht); Kindler, RIW 1987, 660 ff. (im 
Handelsvertreterrecht); zur Rechtswahl im außerschuldvertraglichen Bereich: Kühne, 
IPrax 1987,69 ff.; Siehr, IPrax 1987,4,6 f. (im Erbrecht); Wegmann, NJW 1987, 1740 
ff. (im Eherecht). 
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Eine Begrenzung der Betrachtung auf diese Bereiche des Internationalen 
Privatrechts empfiehlt sich, da die Diskussion um die Rechtswahl dort die 
klarsten Konturen zeigt. 

Neben dieser horizontalen Erstreckung der Rechtswahl geht es um deren 
vertikale Integration. Dabei spielt das Verhältnis der einzelnen Stufen der 
Anknüpfungsleiter der Statuten eine Rolle, die der Rechtswahl zugänglich 
sind. Untersucht werden soll, ob insbesondere hinter der Anknüpfung des 
Vertrags statuts an einen erklärten Willen der Parteien sowie bei fehlender 
Rechtswahl ein einheitlicher Gesichtspunkt steht. 

Schließlich soll der Frage nachgegangen werden, ob außerhalb der Berei-
che, die der Parteiautonomie nach den Ausführungen zu ihrer horizontalen 
Erstreckung offenstehen, Rechtswahl nicht insoweit möglich ist, als es um 
die Entscheidung zwischen der Anwendung der von der Kollisionsnorm be-
rufenen Rechtsordnung und der lex fori innerhalb eines Prozesses geht. 

Im zweiten Teil der Arbeit wird untersucht werden, inwieweit die theo-
retischen Erkenntnisse die Rechtslage in den im ersten Teil behandelten Be-
reichen des Kollisionsrechts widerspiegeln. 

Im Interesse einer besseren Absicherung der aus den Prämissen der Pri-
vatautonomie im Rechtsanwendungsrecht gezogenen Folgerungen werden 
im ersten Teil neben den Äußerungen deutscher Rechtswissenschaftler auch 
die dogmatischen Vorstellungen innerhalb der französischen Literatur be-
rücksichtigt. Die Erkenntnis, daß die Ableitungen um so plausibler erschei-
nen, je größer die Anzahl der Länder ist, deren Rechtspraxis es mit Hilfe der 
Ableitungen gelingt zu systematisieren, hat zur Folge, daß der zweite Teil 
der Arbeit sich sowohl auf die deutsche als auch die französische Rechtspre-
chung erstreckt. 

Das Schlußwort ist dem Nutzen der gewonnenen Erkenntnisse für die seit 
der IPR-Reform der Rechtswahl zugänglichen Bereiche gewidmet. 


